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KURZE BEGRÜNDUNG
Der Ausschuss für internationalen Handel befürwortet den Vorschlag für eine Verordnung zur Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung (EGF) mit einigen Vorbehalten.

Die sozialen Auswirkungen der Globalisierung wurden von der Kommission unterschätzt. Lange Zeit hat sie vor allem die Vorteile der Globalisierung betont und die Nachteile verschwiegen. Die allgemeine Öffnung der Märkte hat gewiss auch Vorteile; sie führt jedoch auch zu außerordentlich schwerwiegenden sozialen Verwerfungen, vor allem für die schwächsten Schichten der europäischen Bevölkerung.

Die EU-Institutionen und die Mitgliedstaaten müssen daher im Rahmen ihrer jeweiligen Befugnisse koordiniert vorgehen, um den legitimen Erwartungen der Bürger eine rasche und überzeugende Antwort entgegenzusetzen. Die EU, die von den meisten Bürgerinnen und Bürgern bereits jetzt als "ferner Planet" empfunden und immer wieder bezichtigt wird, die Interessen der Konzerne zu vertreten, wird die Popularität und das Prestige, das sie inzwischen verloren zu haben scheint, keinesfalls mit Hauruckmaßnahmen zurückgewinnen können. Es muss mehr getan und mehr Nachdruck auf die Schaffung eines sozialen und solidarischen Europa gelegt werden, um das Europa der Multis in die Pflicht zu nehmen.
Nach dieser Vorrede möchte der Verfasser feststellen, dass der EGF auch positive Aspekte aufweist. Trotz der offenkundigen Beschränkungen stellt der Fonds eine erste lobenswerte Initiative zugunsten einer Sozialpolitik dar, mit der die kurz- und mittelfristigen Folgen der Globalisierung gemildert werden sollen. Der Kommissionsvorschlag ist überdies willkommen, da er ein positives Signal an die öffentliche Meinung richtet. Das Problem der Globalisierung darf nicht nur den einzelnen Arbeitnehmer, die einzelne Arbeitnehmerin oder einen einzelnen Wirtschaftszweig bzw. Mitgliedstaat beschäftigen. Es geht vielmehr um eine gesamteuropäische Frage, die auch auf EU-Ebene solidarisch bewältigt werden muss.

Die bereitgestellten Mittel scheinen jedoch nicht auszureichen, um die ehrgeizigen Ziele abzudecken, die der Fonds sich vorgenommen hat. Die Zahl der Beschäftigten, die unterstützt werden könnte (35.000 - 50.000), scheint unterhalb des realen Bedarfs zu liegen. Der Verfasser nimmt die vom Rat vorgegebenen Ausgabenbeschränkungen zwar zur Kenntnis, fordert die Kommission jedoch auf, im Bereich der Sozialpolitik für ein engmaschiges soziales Netz zu sorgen und die Probleme im Zusammenhang mit dem wirtschaftlichen Niedergang einer wachsenden Zahl von europäischen Industrieregionen nicht nur symbolisch anzugehen. Der Verfasser hält es überdies für sinnvoll, dass die Kommission in ihrem endgültigen Bericht — auf der Grundlage der ggf. erzielten positiven Ergebnisse — dem Rat und dem Parlament Vorschläge zur Ausweitung des Anwendungsbereichs des EGF unterbreitet.

In dem Arbeitsdokument der Kommission wird ferner eingeräumt, dass die Globalisierungsopfer unter den Beschäftigten zu finden sind, die schon vorher den am meisten benachteiligten Gruppen angehörten, nämlich Frauen, sowie ältere und gering qualifizierte Arbeitnehmer, die nur schwer in den Arbeitsmarkt wiedereingegliedert werden können. Die Kommission stellt dazu fest, dass es Wirtschaftssektoren gebe, die den Risiken der Globalisierung stärker ausgesetzt sind als andere, und dass die Konzentration von gefährdeten Industriezweigen in einigen Mitgliedstaaten größer sei als in anderen. Die von der Kommission vorgeschlagenen Interventionskriterien können verbessert werden. Sie sollten garantieren, dass der EGF den genannten Gruppen von Beschäftigten zwar in begrenztem Umfang, dafür aber wirksam hilft. Es wird daher für sinnvoll erachtet, die Kriterien zu ändern, um sie flexibler zu gestalten und u.a. den Beschäftigten kleiner und mittlerer Unternehmen und den lokalen Gegebenheiten mehr Aufmerksamkeit zu widmen.

Was die vorgeschlagenen Änderungsanträge angeht, so zielen sie im Wesentlichen darauf ab, eine ausgewogene Verteilung der Hilfen für die Beschäftigten sicherzustellen, bei der die wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Gegebenheiten sämtlicher Mitgliedstaaten berücksichtigt werden. Ferner wird ein Passus eingefügt, mit dem sichergestellt werden soll, dass für den Fall, dass das Volumen der Anträge die Mittelansätze übersteigt, den am meisten benachteiligten europäischen Regionen Vorrang eingeräumt wird, die am stärksten von den Folgen der Globalisierung betroffen sind.

Schließlich wird Nachdruck darauf gelegt, dass die Mitgliedstaaten die Zielsetzungen des Instruments beherzigen und den EGF und das von ihm ausgehende Zeichen der Solidarität entsprechend bekannt machen.
ÄNDERUNGSANTRÄGE
Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:
	Vorschlag der Kommission

	
	Abänderungen des Parlaments


<RepeatBlock-Amend><Amend>Änderungsantrag <NumAm>1</NumAm>
<Article>Erwägung -1 (neu)</Article>
	
	(-1) Die Globalisierung kann schwerwiegende soziale Auswirkungen auf die Wirtschaft und die Beschäftigungssituation der Europäischen Union haben. Die negativen Folgen der Globalisierung sind am deutlichsten zu spüren in den weniger entwickelten Regionen der EU und treffen die Gruppen von Beschäftigten, die von vornherein am meisten benachteiligt sind, nämlich Frauen sowie ältere und gering qualifizierte Beschäftigte, deren Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt mit sehr großen Schwierigkeiten verbunden ist. Einige Wirtschaftszweige sind von den Globalisierungsrisiken stärker betroffen als andere; auch ist die Konzentration gefährdeter Industriezweige in einigen Mitgliedstaaten höher als in anderen. Es besteht überdies keine Symmetrie zwischen den positiven Folgen der Globalisierung und ihren negativen Effekten, wozu auch der Verlust von Arbeitsplätzen in bereits im Niedergang befindlichen Regionen zählt.

	
	


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>2</NumAm>
<Article>Artikel 2 Einleitungssatz</Article>
	(1) Ein Finanzbeitrag des EGF wird in den Fällen bereitgestellt, in denen weit gehende strukturelle Veränderungen im Welthandelsgefüge zu einer schwerwiegenden Störung des Wirtschaftsgeschehens führen, insbesondere zu einem massiven Anstieg der Importe in die EU oder einem allmählichen Rückgang des Marktanteils der EU in einem bestimmten Sektor oder einer Standortverlagerung in Drittländer, die folgende Konsequenzen hat:
	(1) Ein Finanzbeitrag des EGF wird in den Fällen bereitgestellt, in denen weit gehende strukturelle Veränderungen im Welthandelsgefüge zu einer schwerwiegenden Störung des Wirtschaftsgeschehens führen, insbesondere zu einem massiven Anstieg der Importe in die EU oder einem beschleunigten Rückgang des Marktanteils der EU in einem bestimmten Sektor oder einer Standortverlagerung in Drittländer, die folgende Konsequenzen hat:


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>3</NumAm>
<Article>Artikel 2 Buchstabe a</Article>
	(a) mindestens 1000 Entlassungen in einem Unternehmen, darunter auch arbeitslos gewordene Beschäftigte bei Zulieferern oder nachgeschalteten Herstellern, in einer Region, in der die Arbeitslosigkeit gemessen auf NUTS-III-Niveau über dem Durchschnittswert in der EU oder dem betreffenden Mitgliedstaat liegt, 
	(a) mindestens 1000 Entlassungen in einem Unternehmen oder einer Unternehmensgruppe, darunter auch arbeitslos gewordene Beschäftigte bei Zulieferern oder nachgeschalteten Herstellern, in einer Region, in der die Arbeitslosigkeit gemessen auf NUTS-III-Niveau über dem Durchschnittswert in der EU oder dem betreffenden Mitgliedstaat liegt, 

	
	


Begründung

Es muss unterscheiden werden zwischen a) dem Unternehmen, in dem Arbeitnehmer zählen und b) dem Wirtschaftszweig, der nach Arbeitsplätzen definiert wird. Ferner wird vorgeschlagen, das Kriterium der regionalen Verortung in Artikel 2 a) zu streichen, um einen regionenübergreifenden Ansatz zu ermöglichen.

</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>4</NumAm>
<Article>Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b</Article>
	(b) mindestens 1000 Entlassungen innerhalb eines Zeitraums von sechs Monaten in einem oder mehreren Unternehmen in einem Sektor, gemessen auf NACE-2-Niveau, was mindestens 1 % der auf NUTS-II-Niveau gemessenen regionalen Beschäftigung entspricht.
	(b) Wegfall von mindestens 1000 Arbeitsplätzen innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten in einem Sektor, gemessen auf NACE-2-Niveau, was mindestens 1 % der auf NUTS-II-Niveau gemessenen regionalen Beschäftigung oder einem Rückgang der regionalen Beschäftigung um mindestens 10% entspricht.


</Amend>
Begründung
In Artikel 2 b) wird vorgeschlagen, den Anwendungsbereich der Richtlinie auf Sektoren auszuweiten, in denen die regionale Beschäftigung um mindestens 10% zurückgegangen ist, ohne dass dies unbedingt 1% der regionalen Beschäftigung ausmacht.

<Amend>Änderungsantrag <NumAm>5</NumAm>
<Article>Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b</Article>
	(a) Benennung der Unternehmen, die Entlassungen vornehmen (nationale oder multinationale Unternehmen), und der Kategorien der gezielt zu unterstützenden Arbeitnehmer;
	(a) detaillierte Benennung der Unternehmen, die Entlassungen vornehmen (nationale oder multinationale Unternehmen), und der Kategorien der gezielt zu unterstützenden Arbeitnehmer; bei Unternehmensgruppen wird ein Organigramm mit den Verbindungen zwischen den verschiedenen Einheiten der Gruppe übermittelt;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>6</NumAm>
<Article>Artikel 5 Absatz 6</Article>
	6. Die Kommission gewährleistet die Gleichbehandlung der von den Mitgliedstaaten eingereichten Anträge.
	6. Die Kommission gewährleistet die Gleichbehandlung der von den Mitgliedstaaten eingereichten Anträge. Sie stellt außerdem sicher, dass der EGF für eine ausgewogene Verteilung sorgt, die die wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Gegebenheiten aller Mitgliedstaaten gebührend berücksichtigt;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>7</NumAm>
<Article>Artikel 5 Absatz 6 a (neu)</Article>
	
	6a. Übersteigt der Wert der gestellten Anträge die verfügbaren Mittel, wird den Anträgen der Gebiete Vorrang eingeräumt, die am meisten von den veränderten Marktbedingungen betroffen sind und in denen entsprechend der von den Mitgliedstaaten vorgelegten Dokumentation die größten Schwierigkeiten bei der Wiedereingliederung der vom Personalabbau betroffenen Arbeitskräfte bestehen.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>8</NumAm>
<Article>Artikel 6 Absatz 2</Article>
	2. Unterstützung aus dem EGF ergänzt Maßnahmen der Mitgliedstaaten auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene.
	2. Unterstützung aus dem EGF ergänzt Maßnahmen der Mitgliedstaaten auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene, ersetzt diese jedoch nicht.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>9</NumAm>
<Article>Artikel 9</Article>
	Die Mitgliedstaaten informieren über die finanzierten Maßnahmen und machen diese allgemein bekannt. Die Informationen sind für die Arbeitslosen und die breite Öffentlichkeit bestimmt. Sie sollen die Rolle der Gemeinschaft betonen und gewährleisten, dass der Beitrag des EGF in Erscheinung tritt.
	Die Mitgliedstaaten informieren in geeigneter Form über die finanzierten Maßnahmen und machen diese allgemein bekannt. Die Informationen sind für die Arbeitslosen und die breite Öffentlichkeit bestimmt. Sie sollen die Rolle der Gemeinschaft betonen und gewährleisten, dass der Beitrag des EGF in Erscheinung tritt.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>10</NumAm>
<Article>Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 2</Article>
	Am 1. Juli jedes Jahres muss mindestens ein Viertel des jährlichen Höchstbetrags des EGF verfügbar bleiben, damit ein bis Ende des Jahres auftretender Bedarf gedeckt werden kann.
	Am 1. Juli jedes Jahres muss mindestens ein Drittel des jährlichen Höchstbetrags des EGF verfügbar bleiben, damit ein bis Ende des Jahres auftretender Bedarf gedeckt werden kann.


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>11</NumAm>
<Article>Artikel 15 Absatz 1</Article>
	1. Spätestens sechs Monate nach Ablauf des Zeitraums gemäß Artikel 13 Absatz 2 legt der Mitgliedstaat der Kommission einen Bericht über die finanzielle Abwicklung des Finanzbeitrags, einschließlich Informationen über die Art der Maßnahmen und die wichtigsten Ergebnisse, zusammen mit einer Erklärung vor, in der die Ausgaben begründet und, sofern angebracht, Angaben über die Komplementarität der Maßnahmen mit den vom ESF finanzierten Maßnahmen gemacht werden.
	1. Spätestens sechs Monate nach Ablauf des Zeitraums gemäß Artikel 13 Absatz 2 legt der Mitgliedstaat der Kommission einen Bericht über die finanzielle Abwicklung des Finanzbeitrags, einschließlich Informationen über die Art der Maßnahmen und die wichtigsten Ergebnisse sowie die Zahl von Personen, die dauerhafte Beschäftigung aufgrund von EGF-Beiträgen gesichert haben, zusammen mit einer Erklärung vor, in der die Ausgaben begründet und, sofern angebracht, Angaben über die Komplementarität der Maßnahmen mit den vom ESF finanzierten Maßnahmen gemacht werden. 


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>12</NumAm>
<Article>Artikel 15 Absatz 1 a (neu)</Article>
	
	1a. Die Kommission kann Empfehlungen abgeben, um die Anwendung des EGF zu verbessern und auszuweiten. 


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag <NumAm>13</NumAm>
<Article>Artikel 20 Absatz 1</Article>
	Auf der Grundlage des ersten der in Artikel 16 vorgesehenen Jahresberichte können das Europäische Parlament und der Rat diese Verordnung auf Vorschlag der Kommission überprüfen, um sicherzustellen, dass die Solidaritäts-Zielsetzungen des EGF verwirklicht werden und dass bei ihren Bestimmungen die wirtschaftlichen, sozialen und geografischen Merkmale sämtlicher Mitgliedstaaten angemessen berücksichtigt werden.
	Auf der Grundlage des ersten der in Artikel 16 vorgesehenen Jahresberichte können das Europäische Parlament und der Rat diese Verordnung auf Vorschlag der Kommission überprüfen, um sicherzustellen, dass die Solidaritäts-Zielsetzungen des EGF verwirklicht und gegebenenfalls ausgeweitet werden und dass bei ihren Bestimmungen die wirtschaftlichen, sozialen und geografischen Merkmale sämtlicher Mitgliedstaaten angemessen berücksichtigt werden.


</Amend>
</RepeatBlock-Amend>
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